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(Gesetzblatt der Republik Serbien vom 25. Mai 2006, Ausgabe 46/2006)

KAPITEL I

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Gegenstand

Artikel 1. Dieses Gesetz regelt die schiedsgerichtliche Beilegung von Streitigkeiten (im 

Folgenden: Schiedsverfahren) ohne ausländisches Element (im Folgenden: nationales 

Schiedsverfahren) und Streitigkeiten mit ausländischem Element (im Folgenden: internationales 

Schiedsverfahren).

Anwendungsbereich

Artikel 2. Die Vorschriften dieses Gesetzes sind anwendbar auf Schiedsgerichte und 

Schiedsverfahren, wenn der Ort des Schiedsverfahrens im Territorium der Republik Serbien (im 

Folgenden: Republik) liegt.

Die Parteien können für ein internationales Schiedsverfahren etwas anderes vorsehen.

Die Vorschriften dieses Gesetzes, deren Anwendung die Parteien nicht ausschließen können, 

müssen beachtet werden, wenn der Ort des Schiedsverfahrens innerhalb der Republik ist. 

Internationales Schiedsverfahren

Artikel 3. Ein internationales Schiedsverfahren im Sinne dieses Gesetzes ist ein 

Schiedsverfahren, welches Streitigkeiten aus internationalen Geschäftsbeziehungen zum 

Gegenstand hat, insbesondere wenn:

1) die Parteien zum Zeitpunkt des Abschlusses der Schiedsvereinbarung ihre Niederlassung in 

verschiedenen Staaten haben; 

2) sich außerhalb des Staates, in dem die Parteien ihre Niederlassung haben, einer der folgenden 

Orte befindet:

a) der Ort des Schiedsverfahrens, wenn er in oder auf der Grundlage der 

Schiedsvereinbarung bestimmt ist, oder 
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b) der Ort, an dem ein wesentlicher Teil der Pflichten aus der Geschäftsbeziehung zu 

erfüllen ist oder der Ort, mit dem der Streitgegenstand die engste Verbindung hat;

3) die Parteien ausdrücklich vereinbart haben, dass der Gegenstand der Schiedsvereinbarung an 

mehrere Staaten gebunden ist. 

Sofern eine Partei keine Niederlassung hat, tritt an deren Stelle der gewöhnliche Aufenthaltsort.

Grundlage für das Schiedsverfahren

Artikel 4. Eine Streitigkeit kann nur auf Grund einer Vereinbarung der Parteien durch ein 

Schiedsverfahren gelöst werden.

Eine Streitigkeit, für die ein Schiedsverfahren vereinbart ist, wird von einem Schiedsgericht 

bestehend aus Schiedsrichtern gelöst.

Geeignetheit einer Streitigkeit für das Schiedsverfahren (Schiedsfähigkeit) 

Artikel 5. Das Schiedsverfahren kann zur Lösung von Vermögensstreitigkeiten über diejenigen 

Rechte vereinbart werden, über welche die Parteien frei verfügen, außer für Streitigkeiten, für die 

eine ausschließliche Zuständigkeit des staatlichen Gerichts vorgeschrieben ist. 

Jede natürliche und juristische Person - einschließlich des Staates, seiner Organe, Einrichtungen 

und der Unternehmen, an denen er eine Eigenbeteiligung hat - kann ein Schiedsverfahren 

vereinbaren. 

Jeder, der in Einklang mit den Bestimmungen der Zivilprozessordnung die Fähigkeit hat, Partei 

eines Verfahrens zu sein, kann ein Schiedsverfahren vereinbaren.

Organisation des Schiedsverfahrens

Artikel 6. Eine ständige Schiedsgerichtsinstitution organisiert die Streitbeilegung durch ein 

Schiedsverfahren in Einklang mit ihren Regelungen und diesem Gesetz, wenn dies in der

Vereinbarung der Parteien vorgesehen ist. 

Die Wirtschaftskammern, die beruflichen und fachlichen Vereinigungen und die 

Bürgervereinigungen können in Einklang mit ihren Satzungen und diesem Gesetz ständige 

Schiedsgerichtsinstitutionen gründen, wenn dies in Einklang mit ihren Tätigkeiten steht. 

Die Parteien können sich auf ein ad hoc-Schiedsverfahren einigen, welches in Einklang mit der 

Vereinbarung der Parteien und mit diesem Gesetz organisiert wird.  



Rolle des Gerichts 

Artikel 7. Ein staatliches Gericht (im Folgenden: Gericht) darf in Bezug auf das 

Schiedsverfahren nur in denjenigen Angelegenheiten tätig werden, die in diesem Gesetz 

ausdrücklich vorgesehen sind.

Anwendbarkeit internationaler Abkommen

Artikel 8. Die Anwendbarkeit dieses Gesetzes berührt nicht die Anwendbarkeit ratifizierter 

internationaler Abkommen.  

KAPITEL II

DIE SCHIEDSVEREINBARUNG

Begriff

Artikel 9. Mit der Schiedsvereinbarung vertrauen die Parteien dem Schiedsgericht die Beilegung 

ihrer zukünftigen Streitigkeiten oder von Streitigkeiten in Bezug auf ein bestimmtes 

Rechtsverhältnis an. 

Eine Schiedsvereinbarung für zukünftige Streitigkeiten kann in einer Vertragsklausel (im 

Folgenden: Schiedsklausel) oder in einem selbstständigen Vertrag enthalten sein.

Nichtigkeit

Artikel 10. Die Schiedsvereinbarung ist nichtig, wenn

1) die Art der Streitigkeit, auf welche sie sich bezieht, nicht für ein Schiedsverfahren geeignet ist; 

2) sie nicht in der in diesem Gesetz vorgeschriebenen Form geschlossen ist; 

3) die Parteien nicht die erforderlichen Eigenschaften und Fähigkeiten zu ihrem Abschluss gehabt 

haben, oder

4) sie unter dem Einfluss von Zwang, Drohung, Betrug oder Irrtum geschlossen worden ist.

Die Schiedsvereinbarung entfaltet keine Wirkung in Bezug auf die Lösung einer Streitigkeit, die 

nicht für ein Schiedsverfahren geeignet ist. 

Nachträgliche Vereinbarung

Artikel 11. Eine Schiedsvereinbarung kann auch geschlossen werden, wenn die Streitigkeit 

bereits einem Gericht zur Entscheidung  vorgelegt wurde. 



Form

Artikel 12. Die Schiedsvereinbarung muss in Schriftform geschlossen werden.

Die Schiedsvereinbarung ist in Schriftform geschlossen, wenn sie in Dokumenten enthalten ist, 

welche die Parteien unterzeichnet haben. 

Eine Schiedsvereinbarung gilt auch als in Schriftform geschlossen, wenn sie durch den Austausch

von Nachrichten mittels Kommunikationsmitteln geschlossen wurde, die einen schriftlichen 

Nachweis der Parteivereinbarungen ermöglichen, ohne Rücksicht darauf, ob diese Nachrichten 

von den Parteien unterschrieben sind. 

Eine Schiedsvereinbarung gilt auch dann als geschlossen, wenn die Parteien in einem 

schriftlichen Vertrag auf ein anderes Dokument verweisen, in dem eine Schiedsvereinbarung 

enthalten ist (Allgemeine Bedingungen für den Abschluss von Rechtsgeschäften, der Text eines 

anderen Vertrages usw.) wenn es das Ziel dieses Verweises ist, dass die Schiedsvereinbarung 

wesentlicher Teil des Vertrages wird.

Eine Schiedsvereinbarung gilt auch dann als geschlossen, wenn der Kläger auf schriftlichem Weg 

ein Schiedsverfahren einleitet, der Beklagte ausdrücklich das Schiedsverfahren akzeptiert und 

sich mit ihm in Schriftform oder durch eine Aussage im Protokoll einer Gerichtsverhandlung 

einverstanden erklärt, ebenso wenn er am Schiedsverfahren teilnimmt und bis zum Beginn der 

Auseinandersetzung mit dem Streitgegenstand nicht den Einwand vorbringt, dass die 

Schiedsvereinbarung nicht besteht, beziehungsweise nicht die Unzuständigkeit des 

Schiedsgerichts rügt.

Abtretung

Artikel 13. Eine Schiedsvereinbarung bleibt auch im Falle einer Abtretung (Zession) des 

Vertrages oder einer Forderung in Kraft, außer wenn etwas anderes vereinbart ist.

Eine Schiedsvereinbarung bleibt auch im Falle eines Gläubigerwechsels in Kraft, außer wenn 

etwas anderes vereinbart ist.

Die Regelungen der Absätze 1 und 2 dieses Artikels sind auch anwendbar auf andere Fälle der 

Übertragung von Forderungen, außer wenn etwas anderes vereinbart ist.

Klage vor Gericht



Artikel 14. Ein Gericht, bei dem eine Klage über eine Sache erhoben wird, die Gegenstand einer 

Schiedsvereinbarung ist, erklärt sich für unzuständig und weist die Klage auf Antrag einer der 

Parteien bis zu Beginn der Auseinandersetzung mit dem Streitgegenstand ab, es sei denn, dass es 

feststellt, dass die Schiedsvereinbarung offensichtlich nichtig, unwirksam oder undurchführbar 

ist. 

Vorläufige Maßnahmen

Artikel 15. Vor der Einleitung des Schiedsverfahrens oder während des Verfahrens kann jede 

Partei bei Gericht einen Antrag auf Erlass vorläufiger Maßnahmen stellen, und das Gericht kann 

diese Maßnahmen anordnen.

Die Bestimmung in Absatz 1 dieses Artikels findet auch dann Anwendung, wenn die 

Schiedsvereinbarung sich auf ein Schiedsverfahren bezieht, dessen Ort in einem anderen Staat ist. 

KAPITEL III

DAS SCHIEDSGERICHT

Zusammensetzung

Artikel 16. Die Parteien bestimmen die Anzahl der Schiedsrichter des Schiedsgerichts. 

Das Schiedsgericht besteht aus einem Schiedsrichter (Einzelschiedsrichter) oder drei bzw. 

mehreren Schiedsrichtern (Schiedsrichterkollegium). Wenn in der Schiedsvereinbarung mehrere 

Schiedsrichter vorgesehen sind, muss ihre Anzahl ungerade sein. 

Wenn die Parteien keine Anzahl der Schiedsrichter bestimmen, so bestimmt deren Anzahl die 

Person oder Institution, die von den Parteien in der Vereinbarung festgelegt ist (im Folgenden: 

ernennende Stelle); wenn es keine ernennende Stelle gibt oder diese die Anzahl der 

Schiedsrichter nicht bestimmt, so tut dies das zuständige Gericht.  

Wenn eine ständige Schiedsgerichtsinstitution das Schiedsverfahren organisiert, so übernimmt 

diese die Funktion der ernennenden Stelle. 

Bestellung der Schiedsrichter 

Artikel 17. Die Parteien können sich auf ein Verfahren zur Bestellung der Schiedsrichter einigen; 

wenn in der Vereinbarung nichts vorgesehen ist, werden die Schiedsrichter in Einklang mit 

diesem Gesetz bestellt. 



Wenn ein Einzelschiedsrichter die Streitigkeit entscheiden soll bestellen ihn die Parteien 

gemeinsam innerhalb einer Frist von 30 Tagen ab dem Tag, an dem eine Partei die andere Partei 

dazu auffordert, gemeinsam einen Schiedsrichter zu bestellen.  

Wenn es eine solche Vereinbarung nicht gibt, übernimmt die Bestellung die ernennende Stelle, 

und wenn es diese Stelle nicht gibt oder diese den Schiedsrichter nicht bestellt, übernimmt die 

Bestellung das zuständige Gericht.

Wenn drei Schiedsrichter die Streitigkeit entscheiden, bestellt jede Partei einen Schiedsrichter 

innerhalb einer Frist von 30 Tagen ab dem Tag, an dem die andere Partei dazu auffordert, dies zu 

tun. Tun sie dies nicht, so bestellt die Schiedsrichter die ernennende Stelle, welche die Parteien 

bestimmt haben; und wenn es eine solche Stelle nicht gibt oder diese die Schiedsrichter nicht 

bestellt, übernimmt die Bestellung das zuständige Gericht. Der dritte Schiedsrichter, der dem 

Schiedsgericht vorsitzt (im Folgenden: Vorsitzender oder Vorsitzender des Schiedsgerichts) wird 

von den bestellten Schiedsrichtern innerhalb einer Frist von 30 Tagen ab dem Tag ihrer 

Bestellung gewählt. Wenn diese ihn nicht wählen, übernimmt die Bestellung die ernennende

Stelle, und wenn es diese Stelle nicht gibt oder diese den Vorsitzenden nicht bestellt, übernimmt 

die Bestellung das zuständige Gericht.

Gegen eine Entscheidung des Gerichts, durch die ein Schiedsrichter bestellt wird, ist eine 

Beschwerde nicht zulässig. 

Kosten des Schiedsverfahrens

Artikel 18. Die Parteien tragen die Kosten des Schiedsverfahrens.

Den Betrag der Kosten aus Absatz 1 dieses Artikels legt das Schiedsgericht fest. 

Die Parteien sind verpflichtet, auf Aufforderung des Schiedsgerichts die Kosten aus Absatz 1 

dieses Artikels im Voraus zu bezahlen. 

Eine ständige Schiedsgerichtsinstitution regelt selbst die Kosten des Schiedsverfahrens und die 

Höhe dieser Kosten.

KAPITEL IV

DIE SCHIEDSRICHTER

Wer Schiedsrichter sein kann



Artikel 19. Schiedsrichter kann jede natürliche Person sein, die rechtsfähig ist, ohne Rücksicht 

auf die Staatsbürgerschaft.

Der Schiedsrichter muss die Eigenschaften haben, welche die Parteien vereinbart haben. 

Der Schiedsrichter muss unparteilich und unabhängig gegenüber den Parteien und dem 

Streitgegenstand sein. 

Schiedsrichter kann keine Person werden, die zu einer bedingungslosen Gefängnisstrafe verurteilt 

ist, solange die Folge der Verurteilung andauert.

Annahme des Schiedsrichteramtes

Artikel 20. Der Schiedsrichter gibt eine schriftliche Erklärung über die Annahme des 

Schiedsrichteramtes ab. 

Pflicht des Schiedsrichters, den Parteien wesentliche Umstände mitzuteilen 

Artikel 21. Eine Person, der ein Schiedsrichteramt angetragen wird, ist vor der Annahme des 

Schiedsrichteramtes verpflichtet, diejenigen Umstände mitzuteilen, die berechtigte Zweifel an 

ihrer Unparteilichkeit und Unabhängigkeit hervorrufen können. 

Ein Schiedsrichter ist ab dem Tag, an dem er bestellt wird, dazu verpflichtet, ohne Zögern die 

Umstände aus Absatz 1 dieses Artikels mitzuteilen, wenn sie nach seiner Bestellung auftreten. 

Pflichterfüllung

Artikel 22. Ein Schiedsrichter ist verpflichtet, gewissenhaft und effektiv die Aufgaben des 

Schiedsrichters zu erfüllen. 

Gründe für die Ablehnung eines Schiedsrichters

Artikel 23. Die Ablehnung eines Schiedsrichters kann nur beantragt werden, wenn Umstände 

vorliegen, die berechtigte Zweifel an seiner Unparteilichkeit und Unabhängigkeit hervorrufen 

können oder wenn er nicht die Eigenschaften hat, welche die Parteien festgelegt haben.

Ablehnungsverfahren

Artikel 24. Wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, reicht eine Partei den Antrag auf 

Ablehnung des Schiedsrichters in Schriftform innerhalb einer Frist von 15 Tagen ab dem Tag ein, 

an dem sie von der Bestellung des Schiedsrichters oder von dem Ablehnungsgrund erfahren hat. 



Eine Partei, die allein oder mit der Gegenpartei einen Schiedsrichter bestellt hat, kann dessen 

Ablehnung nur beantragen, wenn der Ablehnungsgrund nach der Bestellung des Schiedsrichters 

entstanden oder der Partei bekannt geworden ist. 

Wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, entscheidet das zuständige Gericht über die 

Ablehnung des Schiedsrichters. 

Es gilt, dass Parteien, welche die Organisation des Schiedsverfahrens einer ständigen 

Schiedsgerichtsinstitution anvertraut haben, vereinbart haben, dass diese auch über einen Antrag 

auf Ablehnung eines Schiedsrichters in Einklang mit ihren Regeln entscheidet.

Das Schiedsgericht kann das Schiedsverfahren fortsetzen und einen Schiedsspruch erlassen, 

obwohl ein Ablehnungsverfahren läuft. 

Beendigung des Schiedsrichteramtes 

Artikel 25. Ein Schiedsrichter kann von seinem Amt durch eine schriftliche Erklärung 

zurücktreten, wenn er aus gerechtfertigten Gründen - einschließlich der Gründe in Artikel 23 

dieses Gesetzes - nicht mehr in der Lage ist, seine Aufgaben zu erfüllen.

Die Parteien können sich auf die Abberufung des Schiedsrichters einigen, wenn er aus 

tatsächlichen oder rechtlichen Gründen - einschließlich der Gründe in Artikel 23 dieses Gesetzes 

-  nicht mehr in der Lage ist, seine Aufgaben zu erfüllen oder die Aufgaben nicht innerhalb einer 

angemessenen Frist erfüllt. 

Wenn ein Schiedsrichter zurücktritt oder wenn sich die Parteien auf seine Abberufung einigen, so 

bedeutet dies nicht, dass dadurch das Vorliegen von Gründen zur Beendigung des 

Schiedsrichteramtes anerkannt wird.

Wenn sich die Parteien nicht auf die Abberufung des Schiedsrichters einigen, so kann die Partei, 

die der Meinung ist, dass der Schiedsrichter nicht mehr in der Lage ist, seine Aufgaben zu 

erfüllen oder dass er seine Aufgaben nicht innerhalb einer angemessenen Frist erfüllt, bei der 

ständigen Schiedsgerichtsinstitution oder im Falle eines ad hoc-Schiedsverfahrens bei dem 

zuständigen Gericht beantragen, eine Entscheidung über die Beendigung des Schiedsrichteramtes 

zu erlassen. 

Gegen die Entscheidung des Gerichts über die Beendigung des Schiedsrichteramtes ist eine 

Beschwerde nicht zulässig. 



Bestellung eines neuen Schiedsrichters 

Artikel 26. Wenn ein Schiedsrichter seine Aufgaben beendet, wird ein neuer Schiedsrichter in 

Einklang mit den Bestimmungen dieses Gesetzes über die Bestellung des Schiedsrichters bestellt. 

KAPITEL V

ZUSTÄNDIGKEIT DES SCHIEDSGERICHTS

Grundlage für die Zuständigkeit

Artikel 27. Die Zuständigkeit des Schiedsgerichts ergibt sich aus der Vereinbarung der Parteien. 

Entscheidung des Schiedsgerichts über seine Zuständigkeit 

Artikel 28. Das Schiedsgericht kann über seine Zuständigkeit entscheiden. Dies schließt den 

Beschluss über die Rüge über das Bestehen oder die Gültigkeit der Schiedsvereinbarung ein. 

Wenn die Schiedsvereinbarung in Form einer Schiedsklausel geschlossen ist, gilt diese zum 

Zeitpunkt der Entscheidung über die Rüge über das Bestehen oder die Gültigkeit der 

Schiedsvereinbarung als unabhängig von den übrigen Bestimmungen des Vertrages. 

Die Entscheidung des Schiedsgerichts über die Nichtigkeitserklärung eines Vertrages, der eine 

Schiedsklausel enthält, zieht nicht die Nichtigkeit dieser Klausel nach sich. 

Die Rügen der Unzuständigkeit und der Befugnisüberschreitung

Artikel 29. Die Rüge, dass das Schiedsgericht für die Klage nicht zuständig sei (im Folgenden: 

Unzuständigkeitsrüge) ist spätestens mit der Klageerwiderung vorzubringen.

Das Recht, die Unzuständigkeitsrüge vorzubringen hat der Rügende auch, wenn er den 

Schiedsrichter bestellt hat oder wenn er an seiner Bestellung mitgewirkt hat.  

Die Rüge, dass das Schiedsgericht die Grenzen seiner Befugnisse überschritten hat (im 

Folgenden: Befugnisüberschreitungsrüge) muss von einer Partei in dem Moment vorgebracht 

werden, in dem die Angelegenheit im Schiedsverfahren aufkommt, von der behauptet wird, sie 

liege außerhalb der Befugnisse des Schiedsgerichts. 

Das Schiedsgericht kann zulassen, dass die Rügen aus Absatz 1 bis 3 dieses Artikels auch 

verspätet vorgebracht werden, wenn es befindet, dass die Verspätung aus entschuldigten Gründen 

eingetreten ist.  



Entscheidung über die Rüge

Artikel 30. Über die Rügen, die in Einklang mit den Artikeln 28 und 29 dieses Gesetzes 

vorgebracht werden, kann das Schiedsgericht sowohl in einer Vorfrage als auch in der 

Entscheidung über den Streitgegenstand entscheiden. 

Wenn das Schiedsgericht über die Rügen in einer Vorfrage entscheidet, so kann jede Partei im 

Rahmen von 30 Tagen ab dem Tag der Zustellung der Entscheidung bei dem gesetzlich 

bestimmten Gericht beantragen, über diese Vorfrage zu entscheiden. 

Gegen die Entscheidung des Gerichts aus Absatz 2 dieses Artikels ist kein Rechtsmittel zulässig. 

Das Schiedsgericht kann während des Gerichtsverfahrens über den Antrag aus Absatz 2 dieses 

Artikels das Verfahren fortführen und einen Schiedsspruch erlassen.

Zuständigkeit des Schiedsgerichts für den Erlass einstweiliger Maßnahmen 

Artikel 31. Wenn die Parteien nicht etwas anderes vereinbart haben, so kann das Schiedsgericht 

auf Antrag einer Partei einstweilige Maßnahmen erlassen, die es in Hinblick auf den 

Streitgegenstand für erforderlich hält, und kann gleichzeitig bestimmen, dass die Gegenpartei 

eine angemessene Sicherheit zu stellen hat. 

KAPITEL VI

VERFAHREN VOR DEM SCHIEDSGERICHT 

Bestimmung der Verfahrensregeln 

Artikel 32. Die Parteien sind frei darin die Verfahrensregeln zu bestimmen, nach denen das 

Schiedsgericht verfahren wird oder sich in Einklang mit den Bestimmungen dieses Gesetzes auf 

vorgegebene schiedsrichterliche Verfahrensordnung einzulassen. 

Im Falle eines internationalen Schiedsverfahrens können sich die Parteien darauf einigen, dass im 

Schiedsverfahren in Einklang mit den Bestimmungen dieses Gesetzes ausländisches Recht 

anwendbar ist. 

Wenn sich die Parteien nicht auf Schiedsverfahrensregeln einigen, so kann das Schiedsgericht das 

Schiedsverfahren in Einklang mit den Bestimmungen dieses Gesetzes in der Weise durchführen, 

die es für angemessen hält. 



Die Befugnisse des Schiedsgerichts aus Absatz 3 dieses Artikels umfassen auch das Recht, über 

die Zulässigkeit, die Bedeutung und die Beweiskraft eines vorgeschlagenen und durchgeführten 

Beweises zu entscheiden. 

Allgemeine Verfahrensgrundsätze

Artikel 33. In einem Verfahren vor einem Schiedsgericht sind die Parteien gleichberechtigt. 

Das Schiedsgericht ist verpflichtet, es jeder Partei zu ermöglichen, ihre Standpunkte und Beweise 

vorzubringen und sich über die Handlungen und Anträge der Gegenpartei zu erklären. 

Der Ort des Schiedsverfahrens 

Artikel 34. Die Parteien können gemeinsam den Ort des Schiedsverfahrens bestimmen.

Wenn die Parteien nicht gemeinsam den Ort des Schiedsverfahrens bestimmt haben, bestimmt 

das Schiedsgericht den Ort des Schiedsverfahrens mit Rücksicht auf die Umstände des Falles, die 

auch die Eignung des bestimmten Ortes für die Parteien umfassen.  

Wenn sich die Parteien darauf geeinigt haben, die Organisation des Schiedsverfahrens einer 

ständigen Schiedsgerichtsinstitution anzuvertrauen, so bestimmt sich der Ort des 

Schiedsverfahrens in Einklang mit deren Bestimmungen. 

Wenn der Ort des Schiedsverfahrens nicht in Einklang mit den Absätzen 1 bis 3 dieses Artikels 

bestimmt ist, so gilt als Ort des Schiedsverfahrens derjenige Ort, der im Schiedsspruch als dessen 

Ausfertigungsort bezeichnet ist. 

Als Ausnahme von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 dieses Artikels kann das 

Schiedsgericht, wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, an jedem Ort 

zusammentreten, den es zum Zweck der Beratung der Schiedsrichter oder zur Vernehmung von 

Zeugen, Sachverständigen oder der Parteien ebenso wie zur Sichtung von Waren, anderen 

Gegenständen oder Dokumenten für angemessen hält. 

Sprache

Artikel 35. Die Parteien können gemeinsam die Sprache oder die Sprachen bestimmen, in denen 

das Schiedsgerichtsverfahren durchgeführt wird; wenn es eine solche Vereinbarung nicht gibt,

bestimmt die Sprache das Schiedsgericht mit Rücksicht auf den Ort des Schiedsverfahrens und 

auf die Sprache, welche die Parteien in ihren Rechtsbeziehungen genutzt haben. 



Die ständigen Schiedsgerichtsinstitutionen können in ihren Satzungen die Frage der Sprache des 

Schiedsverfahrens regeln. 

Die Sprache des Schiedsverfahrens ist maßgebend für alle schriftlichen Erklärungen der Parteien, 

mündliche Verhandlungen, Schiedssprüche und sonstige Handlungen des Schiedsgerichts, wenn 

die Parteien nichts anderes vereinbart haben oder wenn in Ermangelung einer solchen 

Vereinbarung das Schiedsgericht nichts anderes bestimmt hat. 

Das Schiedsgericht kann anordnen, dass schriftliche Beweise mit einer Übersetzung in die 

Sprache oder die Sprachen versehen werden, welche die Parteien gemeinsam bestimmt haben 

oder welche das Schiedsgericht bestimmt hat. 

Bis zur Bestimmung der Verfahrenssprache können die Klage, die Klagebeantwortung und die 

weiteren Dokumente in der Sprache des Vertrages, der Sprache der Schiedsvereinbarung oder der 

serbischen Sprache eingereicht werden. 

Klage und Klagebeantwortung 

Artikel 36. Wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, legt der Kläger in der Klage die 

Tatsachen, auf die sich seine Ansprüche stützen, die streitigen Punkte und die bestimmten 

Klagebegehren dar.  

Wenn der Kläger den Antrag auf ein Schiedsverfahren vor der Klageerhebung eingereicht hat, 

wird die Klage innerhalb des Zeitraumes eingereicht, den die Parteien gemeinsam bestimmt 

haben; wenn sie diesen Zeitraum nicht bestimmt haben, innerhalb des Zeitraumes, den das 

Schiedsgericht bestimmt.

Wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, so muss der Beklagte innerhalb des 

Zeitraumes, den die Parteien gemeinsam bestimmt haben oder den das Schiedsgericht bestimmt 

hat, auf die Klage antworten und sich zu den Anträgen, Ausführung und Beweisen der Klage 

äußern.

Die Parteien können im Laufe des Verfahrens die Klage beziehungsweise die Klagebeantwortung 

ändern oder ergänzen, es sei denn sie haben etwas anderes vereinbart oder das Schiedsgericht 

beschließt aus Gründen der Effektivität des Verfahrens etwas anderes. 

Widerklage

Artikel 37. Der Beklagte kann eine Widerklage einreichen, wenn die Parteien nichts anderes 

vereinbart haben. 



Auf die Widerklage sind die Vorschriften dieses Gesetzes über Klagen anwendbar. 

Beginn des Schiedsverfahrens 

Artikel 38. Wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, beginnt das Schiedsverfahren,

1) sofern das Schiedsverfahren von einer ständigen Schiedsgerichtsinstitution organisiert wird, an 

dem Tag, an dem diese Institution den Antrag auf das Schiedsverfahren oder die Klage empfängt,

2) in einem ad hoc-Schiedsverfahren, an dem Tag, an dem der Beklagte den Antrag zur 

Durchführung eines Schiedsverfahrens oder den Klageschriftsatz und die Benachrichtigung 

empfängt, dass der Kläger einen Schiedsrichter bestellt oder einen Einzelschiedsrichter 

vorgeschlagen und die Gegenseite dazu aufgefordert hat, ihren Schiedsrichter zu bestellen oder 

sich über den vorgeschlagenen Einzelschiedsrichter zu erklären.

Mündliches und schriftliches Verfahren 

Artikel 39. Wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, entscheidet das Schiedsgericht, 

ob mündliche Verhandlungen stattfinden oder ob das Verfahren auf Grund von Urkunden und 

anderen schriftlichen Unterlagen durchgeführt wird.

Falls eine der Parteien das Stattfinden von mündlichen Verhandlungen beantragt, wird das 

Schiedsgericht mündliche Verhandlungen durchführen, außer für den Fall dass die Parteien nicht 

gemeinsam mündliche Verhandlungen ausgeschlossen haben.

Verpflichtung zur Benachrichtigung

Artikel 40. Die Parteien müssen rechtzeitig von jeder mündlichen Verhandlung sowie von jedem 

Zusammentreten des Schiedsgerichts zum Zweck der Sichtung von Waren, anderen Sachen oder 

Urkunden benachrichtigt werden. 

Alle Schriftsätze, Dokumente und Informationen, die eine Partei dem Schiedsgericht vorlegt, 

werden der anderen Partei übermittelt.

Den Parteien ist jedes Sachverständigengutachten oder Dokument zu übermitteln, das einen 

Beweis darstellen kann.

Sendung und Empfang von Dokumenten



Artikel 41. Wenn sich die Parteien nicht auf etwas anderes geeinigt haben, so gilt ein Dokument

als an dem Tag gesendet, an dem es dem Empfänger persönlich übergeben wurde oder an dem es 

an die Postanschrift des Empfängers geschickt wurde. 

Die Postanschrift ist die Anschrift, unter welcher der Empfänger gewöhnlich Post empfängt. 

Wenn der Empfänger keine andere Anschrift bestimmt hat oder wenn sich aus den Umständen 

des Falles nichts anderes ergibt, gilt als Postanschrift die Anschrift der Niederlassung einer 

juristischen Person oder ihrer Zweigstelle und entsprechend die Anschrift des gewöhnlichen 

Aufenthalts einer natürlichen Person oder die in der Schiedsvereinbarung festgelegte Anschrift. 

Wenn sich die Anschrift aus Absatz 2 dieses Artikels nicht bestimmen lässt, so gilt ein Dokument

als empfangen, wenn es an die letzte bekannte Anschrift des Empfängers als Einschreiben oder 

auf andere Weise, die einen schriftlichen Beweis über die Absendung sicherstellt, gesendet 

wurde.

Wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, so gilt ein Dokument an dem Tag als 

empfangen, an dem es in Einklang mit den Bestimmungen dieses Artikels übergeben wurde.

Folgen der Säumnis 

Artikel 42. Falls die Parteien nichts anderes vereinbart haben, kein rechtfertigender Grund 

vorliegt und...

1) ...der Kläger nach Stellen des Antrags auf Durchführung eines Schiedsverfahrens keine Klage 

in Einklang mit Artikel 36 Absatz 2 dieses Gesetzes einreicht, stellt das Schiedsgericht das 

Verfahren ein.

2) ...der Beklagte keine Erwiderung auf die Klage in Einklang mit Artikel 36 Absatz 3 dieses 

Gesetzes einreicht, setzt das Schiedsgericht das Verfahren fort, ohne dass diese Säumnis als 

Zugeständnis der Ausführungen und Forderungen der Klage durch den Beklagten gilt.  

3) ...eine der Parteien, obwohl sie ordnungsgemäß geladen wurde, nicht zu den mündlichen 

Verhandlungen erscheint oder keine schriftlichen Beweise einreicht, kann das Schiedsgericht das 

Verfahren fortsetzen und einen Schiedsspruch auf der Grundlage der eingereichten Beweise 

erlassen.

Verlust des Rügerechts

Artikel 43. Diejenige Partei, die weiter am Schiedsverfahren teilnimmt, obwohl sie weiß, dass 

einer Bestimmung dieses Gesetzes, deren Anwendung die Parteien ausschließen können oder 



einer Bedingung, die sich aus der Schiedsvereinbarung ergibt, nicht entsprochen wird und nicht 

umgehend oder innerhalb eines festgelegten Zeitraums eine Rüge vorbringt, verliert das Recht 

zur Rüge, die sich auf die Nichteinhaltung dieser Bestimmung des Gesetzes oder dieser 

Bedingung stützt.

Zeugen

Artikel 44. Die Zeugen werden in der Regel in der Verhandlung vernommen.

Die Zeugen können auch außerhalb der Verhandlung vernommen werden, wenn sie damit 

einverstanden sind und wenn die Parteien dem nicht widersprechen.

Das Schiedsgericht kann von den Zeugen verlangen, dass sie innerhalb einer bestimmten Frist auf 

eine gestellte Frage antworten, wenn die Parteien dem nicht widersprechen. 

Die Zeugen werden vernommen, ohne einen Eid abzulegen. 

Das Schiedsgericht kann gegen die Zeugen keine prozessualen Maßnahmen oder Strafen 

erlassen.

Sachverständige

Artikel 45. Wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, so kann das Schiedsgericht:

1) einen oder mehrere Sachverständige bestellen, um Gutachten oder Meinungen zu den Fragen, 

die das Schiedsgericht bestimmt, zu erhalten; 

2) die Parteien dazu auffordern, dem Sachverständigen alle benötigten Informationen zu 

beschaffen, ihm alle benötigten Urkunden zu übergeben sowie dem Sachverständigen den 

Zugang zu Urkunden, Waren oder anderen Dingen zu ermöglichen.

Falls die Parteien nichts anderes vereinbart haben und falls es eine Partei verlangt oder das 

Schiedsgericht so entscheidet, ist der Sachverständige nach Erstellung des schriftlichen oder 

mündlichen Gutachtens oder der Meinung dazu verpflichtet, an der mündlichen Verhandlung 

teilzunehmen, in der die Parteien ihm Fragen stellen oder andere Sachverständige präsentieren 

können, um mit dem bestellten Sachverständigen die streitigen Fragen zu erörtern.

Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Ablehnung von Schiedsrichtern finden entsprechend 

Anwendung auf die Ablehnung von Sachverständigen. 

Gerichtliche Hilfe bei der Beweisaufnahme

Artikel 46. Das Schiedsgericht kann die Hilfe des Gerichts bei der Beweisaufnahme anfordern.



Vor Gericht ermittelte Beweise behandelt das Schiedsgericht wie Beweise, die es selbst ermittelt 

hat.

Beendigung des Schiedsverfahrens 

Artikel 47. Das Schiedsverfahren wird durch den Erlass eines endgültigen Schiedsspruchs 

beendet.

Das Schiedsverfahren kann beendet werden, wenn: 

1) der Kläger die Klage zurücknimmt, es sei denn, dass der Beklagte widerspricht und das 

Schiedsgericht feststellt, dass der Beklagte ein berechtigtes Interesse daran hat, dass ein 

endgültiger Schiedsspruch in der Streitigkeit erlassen wird; 

2) die Parteien gemeinsam beschließen, dass Verfahren zu beenden; 

3) das Schiedsgericht befindet, dass das Schiedsverfahren unmöglich geworden ist; 

4) das Schiedsverfahren in Einklang mit diesem Gesetz eingestellt worden ist.

KAPITEL VII

DER SCHIEDSSPRUCH

Schiedsspruch

Artikel 48. Das Schiedsgericht erlässt einen Schiedsspruch über den Streitgegenstand, mit dem 

es über alle Anträge der Parteien entscheidet (endgültiger Schiedsspruch).

Das Schiedsgericht kann einen Teilschiedsspruch oder Zwischenschiedsspruch erlassen. 

Schiedsspruch unter Anwendung des Rechts oder nach Billigkeit 

Artikel 49. Das Schiedsgericht erlässt den Schiedsspruch unter Anwendung des Rechts, 

beziehungsweise der Rechtsvorschriften, der Verträge und der Bräuche. 

Das Schiedsgericht kann den Schiedsspruch nur dann nach Billigkeit (ex aequo et bono, amiable 

composition) erlassen, wenn sich die Parteien hierauf ausdrücklich geeinigt haben. 

Anwendbares Recht

Artikel 50. In einem internationalen Schiedsverfahren erlässt das Schiedsgericht einen 

Schiedsspruch unter Anwendung des Rechts oder der Rechtsvorschriften, welche die Parteien 

gemeinsam festgelegt haben. 



Die Verweisung auf das Recht eines bestimmten Staates wird gedeutet als direkte Verweisung 

auf das Sachrecht dieses Staates, und nicht auf dessen Kollisionsvorschriften, außer wenn etwas 

anderes ausdrücklich in der Vereinbarung der Parteien vorgesehen ist. 

Wenn die Parteien kein anwendbares Recht oder Rechtsvorschriften bestimmt haben, so 

bestimmt das Schiedsgericht in internationalen Schiedsverfahren dieses Recht beziehungsweise 

diese Vorschriften auf der Grundlage der Kollisionsvorschriften, die es für angemessen hält. 

Das Schiedsgericht berücksichtigt immer die Bestimmungen des Vertrages und die Bräuche.

Erlass des Schiedsspruchs

Artikel 51. Der Schiedsspruch wird in Schriftform erlassen und muss von den Schiedsrichtern 

oder dem Einzelschiedsrichter unterschrieben sein.

Außer wenn die Parteien etwas anderes vereinbart haben, erlässt das Schiedsrichterkollegium den 

Schiedsspruch nach einer Beratung, an der alle Schiedsrichter teilnehmen müssen.

Außer wenn die Parteien etwas anderes vereinbart haben, erlässt das Schiedsrichterkollegium den 

Schiedsspruch mit der Mehrheit der Stimmen der Schiedsrichter.

Ein Schiedsspruch eines Schiedsrichterkollegiums ist auch gültig, wenn er von der Mehrheit der 

Schiedsrichter unterschrieben ist und auf dem Schiedsspruch die Verweigerung der Unterschrift 

festgestellt ist.

Abweichende Meinung des Schiedsrichters

Artikel 52. Ein Schiedsrichter, der mit dem Tenor oder der Begründung des Schiedsspruches 

nicht einverstanden ist, kann schriftlich seine Meinung abgrenzen, welche den Parteien, falls es 

dieser Schiedsrichter fordert, neben dem Schiedsspruch zugestellt wird.

Inhalt des Schiedsspruchs 

Artikel 53. Der Schiedsspruch beinhaltet eine Einführung, den Tenor bezüglich des 

Streitgegenstandes, die Kosten des Schiedsverfahrens und eine Begründung, sofern die Parteien 

dies nicht gemeinsam abbedungen haben.  

Im Schiedsspruch müssen das Datum und der Ort, an dem er erlassen wurde, angeführt sein. 

Schiedsspruch aufgrund einer Einigung



Artikel 54. Wenn die Parteien sich im Laufe des Verfahrens über den Streitgegenstand einigen, 

so erlässt das Schiedsgericht auf ihren Antrag einen Schiedsspruch aufgrund der Einigung, außer 

wenn die Folgen dieser Einigung  im Widerspruch zur öffentlichen Ordnung stehen.

Der Schiedsspruch aufgrund einer Einigung hat dieselbe Wirkung wie jeder andere 

Schiedsspruch, außer dass er keine Begründung enthalten muss.

Zustellung

Artikel 55. Die ständige Schiedsgerichtsinstitution, welche das Schiedsverfahren organisiert hat, 

stellt den Parteien in Einklang mit ihren Regeln den Schiedsspruch zu. 

In ad hoc-Schiedsverfahren stellt das Schiedsgericht den Parteien den Schiedsspruch zu.

Der Schiedsspruch aus Absatz 1 und 2 dieses Artikels kann auf gemeinsamen Antrag der Parteien 

am Ort des Schiedsverfahrens bei Gericht hinterlegt werden.

Berichtigung, Auslegung und Ergänzung des Schiedsspruchs 

Artikel 56. Das Schiedsgericht nimmt auf Antrag jeder Partei sprachliche und technische 

Berichtigungen eines erlassenen Schiedsspruches vor oder legt bestimmte Teile des 

Schiedsspruchs aus.

Das Schiedsgericht erlässt auf Antrag einer Partei einen ergänzenden Schiedsspruch über 

diejenigen Ansprüche, die im Schiedsverfahren geltend gemacht wurden und über die im 

Schiedsspruch nicht entschieden wurde.

Die Anträge aus Absatz 1 und 2 dieses Artikels müssen spätestens innerhalb einer Frist von 30 

Tagen nach dem Tag der Zustellung des Schiedsspruchs gestellt werden.

Der Schiedsspruch über die Berichtigung, Auslegung und Ergänzung ist wesentlicher Bestandteil 

des Schiedsspruches, auf den er sich bezieht.

Die Zustellung des Schiedsspruches aus Absatz 4 dieses Artikels erfolgt in Einklang mit Artikel 

55 dieses Gesetzes. 

KAPITEL VIII

AUFHEBUNG EINES SCHIEDSSPRUCHS

Aufhebungsklage

Artikel 57. Eine Aufhebungsklage kann nur gegen inländische Schiedssprüche erhoben werden. 



Ein inländischer Schiedsspruch ist ein Schiedsspruch, der innerhalb der Republik in einem 

nationalen oder internationalen Schiedsverfahren erlassen worden ist. 

Für die Entscheidung über die Aufhebungsklage ist das Gericht am Ort des Schiedsverfahrens 

örtlich zuständig.  

Gründe für die Aufhebung

Artikel 58. Das Gericht wird der Aufhebungsklage nur stattgeben, wenn der Kläger den Beweis 

erbringt dass:

1) die Schiedsvereinbarung nach dem Recht, das die Parteien gemeinsam bestimmt haben oder, 

falls die Parteien nichts anderes bestimmt haben, nach dem Recht der Republik ungültig ist;

2) die Partei, gegen die ein Schiedsspruch erlassen wurde, nicht ordnungsgemäß über die 

Bestellung des Schiedsrichters oder über das Schiedsverfahren benachrichtigt wurde oder aus 

einem anderen Grund ihre Ansichten nicht geltend machen konnte;

3) durch den Schiedsspruch eine Streitigkeit entschieden wurde, die nicht von der 

Schiedsvereinbarung umfasst war oder dass durch den Schiedsspruch die Grenzen dieser 

Vereinbarung überschritten wurden. Wenn festgestellt wird, dass der Teil des Schiedsspruches,

welcher die Grenzen der Schiedsvereinbarung überschreitet, vom restlichen Teil des 

Schiedsspruches getrennt werden kann, so kann nur dieser Teil des Schiedsspruches aufgehoben 

werden;  

4) die Zusammensetzung des Schiedsgerichts oder das Schiedsverfahren nicht im Einklang mit 

der Schiedsvereinbarung beziehungsweise mit den Regeln der ständigen 

Schiedsgerichtsinstitution stand, welcher die Organisation des Schiedsvertrauens anvertraut war, 

außer wenn diese Vereinbarung im Widerspruch zu einer Bestimmung dieses Gesetzes steht, 

deren Anwendung die Parteien nicht ausschließen können oder wenn es eine solche Vereinbarung 

nicht gibt, dass die Zusammensetzung des Schiedsgerichts oder das Schiedsverfahren nicht im 

Einklang mit den Bestimmungen dieses Gesetzes stand, oder 

5) der Schiedsspruch auf einer falschen Aussage eines Zeugen oder Sachverständigen oder auf 

gefälschten Dokumenten basiert oder dass es infolge einer Straftat eines Schiedsrichter oder einer 

Partei zu dem Schiedsspruch gekommen ist, wenn diese Ursachen durch ein rechtskräftiges Urteil

bewiesen sind.

Das Schiedsgericht wird die Aufhebung des Schiedsspruchs auch aussprechen, wenn es feststellt 

dass: 



1) nach dem Recht der Republik der Streitgegenstand nicht schiedsfähig ist, oder 

2) wenn die Folgen des Schiedsspruchs im Widerspruch zur öffentlichen Ordnung der Republik 

stehen.

Frist für die Einreichung der Aufhebungsklage 

Artikel 59. Eine Klage zur Aufhebung eines Schiedsspruchs kann innerhalb einer Frist von drei 

Monaten ab dem Tag eingereicht werden, an dem der Kläger den Schiedsspruch empfangen hat. 

Wenn eine Partei einen Antrag auf Berichtigung, Auslegung oder Ergänzung eines 

Schiedsspruches gestellt hat, kann die Aufhebungsklage auch innerhalb einer Frist von drei 

Monaten ab dem Tag eingereicht werden, an dem der Schiedsspruch über diesen Antrag der 

Partei zugestellt wurde.

Aussetzung des Verfahrens über die Aufhebungsklage 

Artikel 60. Das Gericht, vor dem die Aufhebungsklage erhoben wird, kann auf Antrag einer 

Partei das Verfahren aussetzen, um dem Schiedsgericht zu ermöglichen, diejenigen Handlungen 

vorzunehmen, die es für notwendig hält, um die Gründe für eine Aufhebung zu beheben. 

Anwendung der Vorschriften des Zivilprozesses 

Artikel 61. Im Verfahren über die Klage zur Aufhebung eines Schiedsspruches finden die 

Vorschriften der Zivilprozessordnung Anwendung. 

Vorheriger Verzicht auf das Recht zur Klage

Artikel 62. Die Parteien können nicht im Voraus auf die Klage zur Aufhebung des 

Schiedsspruchs verzichten.

Schiedsverfahren nach der Aufhebung des Schiedsspruchs 

Artikel 63. Wenn ein Gericht einen Schiedsspruch aus einem Grund aufgehoben hat, der sich 

nicht auf das Bestehen oder die Gültigkeit einer Schiedsvereinbarung bezieht, in welcher die 

Namen der Schiedsrichter nicht angeführt wurden, so bindet diese Vereinbarung die Parteien 

weiterhin, falls sie nichts anderes vereinbart haben. 

Ein neues Schiedsverfahren zwischen denselben Parteien und über denselben Gegenstand kann 

nur aufgrund einer neuen Schiedsvereinbarung eingeleitet werden.



Wenn zwischen den Parteien Zweifel über die Gründe der Aufhebung des Schiedsspruchs 

bestehen, so kann das zuständige Gericht auf Antrag einer der Parteien entscheiden.

KAPITEL IX

ANNERKENNUNG UND VOLLSTRECKUNG EINES SCHIEDSSPRUCHES 

Wirkung des Schiedsspruches

Artikel 64. Ein inländischer Schiedsspruch hat die Wirkung einer inländischen, rechtskräftigen 

Gerichtsentscheidung und wird in Einklang mit den Bestimmungen des Gesetzes, dass das 

Vollstreckungsverfahren regelt, vollstreckt. 

Ein ausländischer Schiedsspruch hat die Wirkung einer inländischen, rechtskräftigen 

Gerichtsentscheidung, nachdem er vom zuständigen Gericht der Republik anerkannt wurde.

Ein ausländischer Schiedsspruch ist ein Schiedsspruch, der von einem Schiedsgericht erlassen 

wurde, dass seinen Sitz außerhalb der Republik hat ebenso wie ein Schiedsspruch, der von einem 

Schiedsgericht innerhalb der Republik erlassen wurde, in dem auf das Schiedsverfahren 

ausländisches Recht anwendbar war.

Zuständigkeit und Verfahren für die Anerkennung und Vollstreckung

Artikel 65. Über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche entscheidet 

das gesetzlich bestimmte Gericht; örtlich zuständig ist das Gericht, in dessen Gebiet die 

Vollstreckung durchzuführen ist. 

Über die Anerkennung ausländischer Schiedssprüche kann das Gericht wie über eine Vorfrage im 

Vollstreckungsverfahren entscheiden.

Die Bestimmungen dieses Gesetzes schließen die Anwendung der Bestimmungen des Gesetzes, 

welches das Vollstreckungsverfahren regelt, über die Zuständigkeit für die Entscheidung über 

vorläufige Maßnahmen und deren Vollstreckung nicht aus.

Das Verfahren über die Anerkennung und die Vollstreckung wird durch einen Antrag bei Gericht 

eingeleitet, dem die Partei folgendes beilegt:

1) den Originalschiedsspruch oder eine beglaubigte Abschrift; 

2) das Original oder eine beglaubigte Abschrift der Schiedsvereinbarung oder des Dokuments, in 

dem deren Annahme enthalten ist, und 



3) eine beglaubigte Übersetzung des ausländischen Schiedsspruches und der Schiedsvereinbarung 

in die offiziell gebräuchliche Sprache des zuständigen Gerichts. 

Gründe für die Versagung der Anerkennung und Vollstreckung 

Artikel 66. Die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche darf nur auf 

Antrag der Partei, zu deren Ungunsten der Schiedsspruch ist, versagt werden, wenn diese Partei 

den Beweis erbringt, dass

1) die Schiedsvereinbarung nach dem Recht, auf das sich die Parteien gemeinsam geeinigt haben 

oder nach dem Recht des Staates, in dem der Schiedsspruch erlassen wurde, nicht gültig ist;

2) die Partei, gegen die ein Schiedsspruch erlassen wurde, nicht ordnungsgemäß über die 

Bestellung des Schiedsrichters oder über das Schiedsverfahren benachrichtigt wurde oder aus 

einem anderen Grund ihre Ansichten nicht geltend machen konnte;

3) der Schiedsspruch sich auf eine Streitigkeit bezieht, welche nicht in der Schiedsvereinbarung 

enthalten war, oder wenn Entscheidungen enthalten sind, welche die Grenzen dieser 

Vereinbarung überschreiten. Wenn festgestellt wird, dass der Teil des Schiedsspruches, durch 

den die Grenzen der Schiedsvereinbarung überschritten werden, von den restlichen Teilen des 

Schiedsspruches getrennt werden kann, ist eine teilweise Verweigerung der Anerkennung und 

Vollstreckung dieses Schiedsspruches möglich;

4) das Schiedsgericht oder das Schiedsverfahren nicht im Einklang mit der Schiedsvereinbarung 

oder, falls es eine solche Vereinbarung nicht gibt, im Einklang mit dem Recht des Staates, in dem 

sich der Ort des Schiedsverfahrens befindet, war; 

5) der Schiedsspruch noch nicht für die Parteien verbindlich geworden ist oder dass der 

Schiedsspruch von einem Gericht des Staates aufgehoben oder suspendiert wurde, in dem oder 

nach den Bestimmungen dessen Rechtes er erlassen wurde.

Das zuständige Gericht kann die Anerkennung und Vollstreckung verweigern wenn es feststellt:

1) dass nach dem Recht der Republik der Streitgegenstand nicht schiedsfähig ist, oder 

2) dass die Folgen des Schiedsspruchs im Widerspruch zur öffentlichen Ordnung der Republik 

stehen.

Wirkungen eines im Ausland eingeleiteten Aufhebungsverfahrens 

Artikel 67. Wenn es dies für notwendig erachtet, kann das Gericht, bei dem die Anerkennung 

und Vollstreckung eines ausländischen Schiedsspruches beantragt wird, den Erlass seiner 



Entscheidung bis zur Beendigung eines in dem Staat eingeleiteten Verfahrens zur Aufhebung 

oder Einstellung der Vollstreckung des Schiedsspruches vertagen, in dem oder nach dessen 

Vorschriften der Schiedsspruch erlassen wurde. Das Gericht, bei dem die Anerkennung und 

Vollstreckung eines ausländischen Schiedsspruches beantragt wird, kann auf Antrag einer Partei 

den Erlass einer Entscheidung über die Vertagung des Verfahrens über die Anerkennung und 

Vollstreckung davon abhängig machen, dass die Gegenpartei eine angemessene Sicherheit stellt. 

Entscheidung über die Anerkennung und Vollstreckung

Artikel 68. Die Entscheidung des Gerichts über die Anerkennung und Vollstreckung eines 

ausländischen Schiedsspruchs muss begründet werden. 

Gegen die Entscheidung aus Absatz 1 dieses Artikels kann innerhalb einer Frist von 30 Tagen ab 

dem Tag der Zustellung Klage erhoben werden. 

Die Bestimmungen des Gesetzes, welches das Vollstreckungsverfahren regelt, finden auch 

Anwendung auf die Anerkennung ausländischer Schiedssprüche, wenn über die Anerkennung 

wie über eine Vorfrage im Vollstreckungsverfahren entschieden wird.

KAPITEL X

ABSCHLIEßENDE VORSCHRIFTEN

Außerkrafttreten früherer Gesetze 

Artikel 69. Am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes hören die Bestimmungen des 

einunddreißigsten Kapitels (Art. 468a – 487) der Zivilprozessordnung auf zu gelten ("Amtliche 

Liste der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien", Ausgabe 4/77, 36/77, 6/80, 36/80, 

43/82, 72/82, 69/82, 58/84, 74/87, 57/89, 20/90, 27/90 und 35/91 und "Amtliche Liste der 

Bundesrepublik Jugoslawien", Ausgabe 27/92, 31/93, 24/94, 12/98, 15/98 und 3/02).

Am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes hören die Bestimmungen der Art. 97 – 100 des 

Gesetzes über die Lösung von Konflikten des Gesetzes mit Vorschriften anderer Länder auf zu 

gelten ("Amtliche Liste der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien", Ausgabe 43/82, 

72/82 und "Amtliche Liste der Bundesrepublik Jugoslawien", Ausgabe 46/96).

Inkrafttreten des Gesetzes



Artikel 70. Dieses Gesetz tritt am achten Tag nach dem Tag seiner Verkündung im Gesetzblatt 

der Republik Serbien in Kraft. 


